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Niedrige Beteiligungsraten bei Europawahlen, Stimmengewinne für europaskepti- 
sche Parteien bei Wahlen auf nationaler und europäischer Ebene, das Aufbrechen 
längst vergessen geglaubter Vorurteile und Konflikte zwischen europäischen Part- 
nern, inkonsistente Bevölkerungseinstellungen zu den Euro-Rettungsmaßnahmen 
und wachsende Skepsis gegenüber der Europäischen Zentralbank und anderen euro- 
päischen Institutionen sind nur einige der Symptome der als „Eurokrise“ oder „Staats- 
schuldenkrise“ bezeichneten Krise der letzten Jahre in Europa, die sich auch bei der 
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Europawahl 2014 deutlich gezeigt haben. Die Geschwindigkeit der Krisengipfel, die 
Komplexität der ökonomischen und politischen Zusammenhänge sowie die teilweise 
zweifelhafte rechtsstaatliche und demokratische Legitimation der Rettungsmaßnah- 
men machen es nicht nur der Politik und den Bürgerinnen und Bürgern schwer, den 
Ereignissen zu folgen und sie zu verstehen. Daraus ergeben sich auch zahlreiche 
Herausforderungen für die vergleichende Wahl- und Einstellungsforschung. 

So stellt sich beispielsweise die Frage, ob sich die durch Massendemonstratio- 
nen in vielen europäischen Ländern und in den Ergebnissen verschiedener Umfragen 
sichtbar werdende, wachsende euroskeptische Stimmung in dauerhaften Veränderun- 
gen des Niveaus politischer Unterstützung für die europäische Integration und die 
Institutionen der EU niederschlägt. Damit verbunden ist ein großes Forschungsinter- 
esse daran, ob hergebrachte Erklärungsmuster und theoretische Modelle wie der uti- 
litaristische Ansatz, kognitive Mobilisierung sowie der Politisierungsansatz (Gabel 
1998; Gabel und Palmer 1995) die Unzufriedenheit, die zeitliche Entwicklung poli- 
tischer Unterstützung und länderspezifische Unterschiede im Niveau europafreundli- 
cher und -skeptischer Einstellungen (immer noch) erklären können. 

Politische Systeme sind generell auf ein Mindestmaß an Unterstützung durch 
ihre Bürgerinnen und Bürger angewiesen (Almond und Verba 1965; Easton 1965, 
1975). Für ein immer noch relativ junges politisches System wie das der EU ist die 
politische Befürwortung durch seine Bürgerinnen und Bürger von größerer Bedeu- 
tung als für andere politischen Ebenen oder Einheiten. Gründe dafür sind das Fehlen 
klassischer Eigenschaften politischer Staatlichkeit (McCormick 2008), die geringere 
wahrgenommene Wichtigkeit der europäischen im Vergleich zur nationalen oder sub- 
nationalen Ebene (Decker et al. 2013, S. 42) sowie das immer noch existierende 
demokratische Defizit der EU. Hinzu kommt, dass die europäische Einigung weit- 
gehend ein Projekt der politischen Eliten geblieben ist. Das Verblassen des bis in die 
1990er Jahre vorherrschenden permissiven Konsenses zwischen Eliten und Bevölke- 
rung (Lindberg und Scheingold 1970) zeigt sich immer wieder in integrationshem- 
menden Entscheidungen der Bürgerinnen und Bürger in Referenden oder Wahlen. 

Dieses Sonderheft untersucht daher Positionen, Meinungen, Einstellungen und 
politisches Verhalten der Bürgerinnen und Bürger im Kontext der EU und der europä- 
ischen Integration aus verschiedenen Perspektiven. Besonders im Mittelpunkt stehen 
dabei in vielen Beiträgen die möglichen Folgen der Eurokrise. Die Mehrheit der hier 
versammelten Aufsätze ist im Kontext der Jahrestagung des Arbeitskreises „Wahlen 
und politische Einstellungen“ der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft 
(DVPW) in Mannheim im Juni 2013 entstanden. Zusätzlich wurden weitere Beiträge 
über eine offene Ausschreibung eingeworben. 

Im ersten Teil des Sonderheftes konzentrieren sich die Autorinnen und Autoren 
auf die Erklärung der Unterstützung für die europäische Integration und Institutionen 
der EU im Kontext der Krise. So können Nicola Bücker und Tuuli-Marja Kleiner zei- 
gen, dass Vertrauen für die Institutionen der EU sowohl auf der Basis der Leistungen 
europäischer Institutionen und des wahrgenommenen Nutzens der europäischen Inte- 
gration entsteht, gleichzeitig aber auch eine Übertragung von Vertrauen vom nationa- 
len politischen System auf die europäische Ebene stattfindet. Toni Schell untersucht, 
ob sich ökonomische Einflussfaktoren während der Eurokrise stärker auf instrumen- 
telle Einschätzungen und Einstellungen zur Vertiefung der europäischen Integration 
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auswirken. Seine Ergebnisse zeigen, dass die europäischen Bürger nicht in besonde- 
rer Weise auf die Krise zu reagieren scheinen, denn ökonomische Indikatoren wie 
Veränderungen der Arbeitslosenrate oder des Bruttoinlandsprodukts werden während 
der Krise als Detenninanten europaspezifischer Einstellungen nicht wichtiger. Auch 
Philipp Runge kann verdeutlichen, dass die Krise nicht zu einer systematischen Ver- 
schlechterung der Wahrnehmung der europäischen Integration durch die Bürger führt. 
Er konzentriert sich vor allem auf die Bedeutung von Identität für die Unterstützung 
der europäischen Integration und zeigt, dass europäische und nationale Identitäten 
zwischen 2006 und 2009 stärker werden, ihre Wirkung auf die Unterstützung der EU 
sich aber nur wenig verändert. Kai Theißen beschäftigt sich mit der Wahrnehmung 
der Krise durch die Bürgerinnen und Bürger in den Mitgliedsstaaten der EU. Wenig 
überraschend zeigen sich sehr unterschiedliche Bewertungen zwischen den von der 
Krise besonders betroffenen und den eher nicht betroffenen Ländern. Obwohl diese 
unterschiedlichen Bewertungen nicht zu einer kurzfristigen Abnahme der Unter- 
stützung für die europäische Integration führen, sei langfristig aber nach Theißen 
mit einer möglichen Schwächung der Legitimationsgrundlage der EU zu rechnen. 
Fabian Endres untersucht die Einstellungen der Deutschen zum Euro während der 
Krise. Dies ist besonders relevant, da die Deutschen der gemeinsamen Währung von 
Beginn an skeptisch gegenüberstanden und ihnen bei den Rettungsmaßnahmen für 
die Krisenstaaten eine besondere Rolle zukommt. Endres 1 Ergebnisse zeigen, dass 
die Krise bisher nicht zu einer massiven Verschlechterung der Bewertung des Euro 
in Deutschland geführt hat. Er kann aber deutlich machen, dass insbesondere der 
weitere Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland und Europa sowie 
die Signale und das Handeln der politischen Eliten von großer Relevanz für die Ein- 
schätzungen der gemeinsamen Währung in Deutschland sind. 

Der Beitrag von Endres bildet die Schnittstelle zum zweiten Teil des Sonderhefts, 
in dem es besonders um das Verhältnis zwischen Eliten und Bürgern geht. Aiko Wag- 
ner und Heiko Giebler untersuchen, ob eher die EU oder die nationale Regierung für 
die allgemeine wirtschaftliche Lage verantwortlich gemacht wird. Sie arbeiten dabei 
die besondere Bedeutung von Parteipräferenzen und EU-spezifischen Einstellungen 
heraus und können zeigen, dass gerade bei schlechter wirtschaftlicher Lage Anhän- 
ger der Regierungsparteien oder Menschen mit stark pro-europäischen Attitüden die 
jeweils andere politische Ebene in der Verantwortung sehen - ein demokratietheo- 
retisch höchst relevanter Befund. Nonna Osterberg-Kaufmann beschäftigt sich in 
ihrem Beitrag mit der Kongruenz der politischen Kultur zwischen Bürgern und Eli- 
ten. Ihr Beitrag ist sowohl aus inhaltlicher wie aus methodischer Sicht interessant: 
Sie nutzt Repertory Grids als innovative Methode zur Verschränkung qualitativer und 
quantitativer Forschungsansätze. Zudem kann sie zeigen, wie heterogen die Vorstel- 
lungen der Bürger zur Legitimität der EU und ihrer Institutionen sind. 

Die Artikel im dritten Teil des Sonderhefts wechseln die Perspektive und kon- 
zentrieren sich auf die Erklärung politischen Verhaltens im europäischen Kontext. 
Reinhard Heinisch und Bernd Schlipphak analysieren die Effekte der Krise auf Euro- 
skeptizismus und Wahlverhalten für euroskeptische Parteien in Ungarn und der Slo- 
wakei. Sie können für beide Länder eine leichte nationalistische Gegenreaktion auf 
die Krise und die europäische Integration feststellen, die zu größerem Skeptizismus 
führt. Der Beitrag von Ulrich Rosar und Markus Klein zeigt erstmals für Europawah- 
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len die Bedeutung physischer Attraktivität von Kandidatinnen und Kandidaten. Bei 
der Europawahl 2004 hatten gut aussehende Kandidatinnen und Kandidaten größere 
Chancen auf einen Einzug ins Europaparlament. Zuletzt kann Markus Steinbrecher 
die Bedeutung europaspezifischer Einstellungen für die Wahlbeteiligung bei Euro- 
pawahlen zwischen 1979 und 2009 nachweisen. Euroskeptische Länder weisen eine 
niedrigere Wahlbeteiligung auf, genauso wie es für europaskeptische Bürger wahr- 
scheinlicher ist, nicht an einer Europawahl teilzunehmen. Allerdings sind europabe- 
zogene Perzeptionen nur eine Determinante der Wahlbeteiligung unter vielen und 
können alleine nicht die niedrige Teilnahmebereitschaft bei Europawahlen erklären. 

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der Beiträge in diesem Sonderheft, dass die Krise 
das Denken und Verhalten der Bürger im europäischen Kontext beeinflusst, aber 
nicht tiefgreifend verändert hat und dass Anhänger der europäischen Idee sich keine 
großen Sorgen über Stabilität und Erfolg des Einigungsprojekts machen müssen. 
Es ist allerdings anzumerken, dass die hier zusammengestellten Aufsätze und ihre 
Ergebnisse nur eine Momentaufnahme sein können. Die meisten Beiträge beziehen 
sich auf Umfragen oder Daten vor 2012, bieten also eher Informationen zu Einstel- 
lungen, Wahrnehmungen und Erklärungsmustern zu Beginn der Krise und beziehen 
die Europawahl 2014 nicht mit ein. Da die jüngsten Ergebnisse der Eurobarometer 
deutlich geringere Zustimmung zur europäischen Integration und sinkendes Ver- 
trauen in europäische Institutionen zeigen (Europäische Kommission 2013) und die 
Europawahl 2014 in vielen Ländern zu Stimmengewinnen für Europaskeptiker und 
-gegner geführt hat, ergibt sich die Notwendigkeit und zusätzliches Potential flir wei- 
tergehende Forschung zu politischen Einstellungen und Verhalten im Kontext der EU 
und der europäischen Einigung. 
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Zusammenfassung Nach gegenwärtigem Forschungsstand basiert das Vertrauen 
der Menschen in die Europäische Union vor allem auf einer Übertragung von 
nationalem politischem Vertrauen auf die europäische Ebene, ln unserem Beitrag 
überprüfen wir, inwieweit dieser Cueing-Ansatz tatsächlich erklärungskräftiger 
ist als das konkurrierende Modell der Performanzzuschreibungen. Anhand von 
Daten des Eurobarometer (2010) zeigen wir, dass beide Faktoren einen nahezu 
gleich großen Einfluss auf das EU- Vertrauen ausüben, wobei der Einfluss von 
wahrgenommenen Leistungen sogar etwas stärker zu sein scheint als der des Cue- 
ings. Dieses Ergebnis widerspricht den Befunden früherer Studien und deutet da- 
rauf hin, dass die EU nicht nur vermittelt durch das nationale politische System, 
sondern auch als eigenständiger politischer Akteur wahrgenommen und beurteilt 
wird. 

Schlüsselwörter Vertrauen • Europäische Union ■ Cueing • Performanz 
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Cues or performance? 

Sources of trust in the European Union 

Abstract Most studies on trust in the European Union claim that the latter is based 
mainly on citizens’ national political trust, which is transferred to the European lev- 
el. ln our paper, we test the degree to which this cueing approach is more explana- 
tory than the competing model of performance attributions. Using Eurobarometer 
data (2010), we demonstrate that both factors affect trust in the EU almost equally, 
with performance appearing slightly more influential than national cues. This result 
contradicts earlier studies as it shows that citizens not only perceive and rate the 
EU via their own national political System, but they also perceive and rate the EU 
directly as a political actor on its own. 

Keywords Trust • European Union ■ Cueing • Performance 



1 Einleitung 

Seit Beginn der 1990er Jahre ist ein deutlicher Rückgang in der Unterstützung der 
Bürger für das politische System der Europäischen Union (EU) festzustellen (Kaina 
2009; Knelangen 2012). Dieser sogenannte „post-Maastricht Blues“ (Eichenberg und 
Dalton 2007), der im Zuge der Gründung der EU durch den Vertrag von Maastricht 
einsetzte, hat zu einem verstärkten wissenschaftlichen Interesse an den Ursachen 
für positive und negative Einstellungen gegenüber der Union geführt, die je nach 
theoretischem Hintergrund unterschiedlich erklärt werden. Hierbei konkurriert der 
utilitaristische Ansatz, der ökonomische und politische Kosten-Nutzen-Kalkiile her- 
vorhebt, mit Theorien, die nicht-rationale Faktoren wie soziale Identitäten oder kog- 
nitive Heuristiken als mögliche Ursachen von EU-Einstellungen in den Mittelpunkt 
ihrer Erklärung stellen (Hooghe und Marks 2005). Insbesondere in der EU-Vertrau- 
ensforschung spielt dabei der sogenannte Cueing- Ansatz eine wichtige Rolle. Dieser 
geht davon aus, dass Hinweise oder „Cues“ aus dem nationalen politischen System 
die Basis für den entscheidenden Mechanismus zur Generierung von EU-Vertrauen 
darstellen da diese Heuristik die Komplexität des Mehrebenensystems der Union 
reduziert und dadurch ihre Beurteilung wesentlich erleichtert (z. B. Armingeon und 
Ceka 2013; Munoz et al. 2011). 

In unserem Beitrag gehen wir der Frage nach, aus welchen Quellen sich das EU- 
Vertrauen der Bürger speist, und analysieren konkret den Einfluss von Leistungsbe- 
urteilungen der EU einerseits und nationalen Cues andererseits. Die Beantwortung 
dieser Frage ist zum einen relevant, weil Vertrauen in die Europäische Union eine 
Mischform von spezifischer und diffuser politischer Unterstützung darstellt und somit 
für die Persistenz der Union wichtig ist. Zum anderen liefert die Kenntnis über die 
Grundlagen von EU-Vertrauen Hinweise darauf, inwiefern die Union neben natio- 
nalen Institutionen und Amtsinhabern von den Menschen als eigenständiger politi- 
scher Akteur wahrgenommen und bewertet wird. Dass die EU mittlerweile in vielen 
Bereichen einen weitreichenden und genuinen Einfluss auf die Lebensbedingungen 
ihrer Bevölkerung ausübt, ist unter Beobachtern weitgehend unumstritten und u. a. 
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Anlass intensiver Diskussionen über ein mögliches Legitimitäts- bzw. Demokra- 
tiedefizit der Union (z. B. Hurrelmann 2007; Kielmannsegg 2009). Inwieweit die 
Bürger diese Entwicklung nachvollzogen haben und die Union tatsächlich anhand 
ihres politischen Handelns beurteilen, ist demgegenüber noch weitgehend ungeklärt. 
Die bisherigen Ergebnisse aus der EU- Vertrauensforschung legen nahe, dass die EU 
vor allem vermittelt über Einstellungen zum nationalen politischen System beurteilt 
wird: „We have little evidence to suggest that most citizens form their opinion of the 
EU on the basis of information and knowledge about the EU“ (Armingeon und Ceka 
2013, S. 23). Trifft diese Beobachtung zu, muss davon ausgegangen werden, dass 
die EU selbst wenig dazu beitragen kann, die öffentliche Meinung ihr gegenüber 
zu beeinflussen und beispielsweise das seit Beginn der „Eurokrise“ stark gesunkene 
Vertrauen in sie zurückzugewinnen (Armingeon und Ceka 2013). 

Im Folgenden diskutieren wir zunächst das Konzept der politischen Unterstützung 
von David Easton und dessen Anwendung in der EU-Einstellungsforschung und zei- 
gen, warum das Konzept des EU-Vertrauens eine angemessene Kategorie zur Erfas- 
sung von EU-Unterstiitzung darstellt. Anschließend präsentieren wir die wichtigsten 
Ansätze zur Erklärung von Vertrauen in die Union, indem wir sowohl Theorien aus 
der EU-Einstellungsforschung als auch solche aus der national orientierten Vertrau- 
ensforschung heranziehen. Im dritten Teil unseres Beitrags testen wir die alternati- 
ven Erklärungsansätze anhand von Daten des Eurobarometer (2010). Die Ergebnisse 
zeigen, dass Cueing-Prozesse und Performanzzuschreibungen einen nahezu gleich 
großen Einfluss auf das EU-Vertrauen ausüben, wobei der Einfluss von wahrgenom- 
menen Performanzen etwas stärker zu sein scheint. Dieses Ergebnis widerspricht den 
Befunden früherer Studien und zeigt, dass die EU durchaus auch als eigenständiger 
politischer Akteur wahrgenommen und beurteilt wird. 



2 EU-Unterstützung und EU-Vertrauen: Konzeptualisierungen 

Im Bereich der europäischen Integrationsforschung stellt David Eastons mehrdimen- 
sionales Konzept der politischen Unterstützung nach wie vor die einflussreichste the- 
oretische Grundlage für die Untersuchung von Einstellungen dar, wobei insbesondere 
seine analytische Unterscheidung zwischen spezifischer und diffuser Unterstützung 
aufgegriffen wird (z. B. Boomgaarden et al. 2011; Kaina 2009; Lindberg und Schein- 
gold 1970; Niedermayer und Westle 1998; Weßels 2007). Spezifische Unterstützung 
umfasst die positive Bewertung konkreter ökonomischer oder politischer Outputs, 
während diffuse Unterstützung eine generelle Zustimmung zum System bzw. zu des- 
sen Objekten „an sich“ widerspiegelt: „(. . .) diffuse support (. . .) refers to evaluations 
of what an object is or represents - to the general meaning it has for a person - not of 
what it does“ (Easton 1975, S. 444). 

Für die Persistenz eines politischen Systems ist vor allem dessen diffuse Unterstüt- 
zung durch die Bevölkerung relevant, da diese als relativ stabil gilt und anders als ihr 
spezifisches Pendant nicht ausschließlich von der kurzfristigen Erfüllung politischer 
Präferenzen abhängt (Easton 1965, 1975). Nach Easton können unterschiedliche 
Dimensionen diffuser Unterstützung in Abhängigkeit von den politischen Objekten, 
auf die sie sich beziehen, unterschieden werden. Die diffuse Unterstützung des Regi- 
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mes (verstanden als institutionelle Struktur und Werteordnung) und der politischen 
Autoritäten unterteilt Easton jeweils in „Vertrauen“ und „Legitimitätsglauben“, wäh- 
rend sich die diffuse Unterstützung der politischen Gemeinschaft in Zugehörigkeits- 
gefühlen zu der Gemeinschaft zeigt (Easton 1975). 1 

Die EU-Einstellungsforschung hat diese unterschiedlichen Konzepte von diffuser 
Unterstützung bislang nur in Teilen berücksichtigt und sich vor allem auf die Unter- 
suchung von Zugehörigkeitsgefühlen zur europäischen Gemeinschaft konzentriert 
(z. B. Deutsch 2006; Fuchs 2011; Herrmann und Brewer 2004; Kaina und Karolewski 
2009; Risse 2004, 2010; Weßels 2007). 2 Dieser starke Fokus auf die (theoretischen 
und empirischen) Voraussetzungen und Auswirkungen einer europäischen Identität 
ist angesichts deren Bedeutung innerhalb der Diskussionen um das Demokratie- 
bzw. Legitimitätsdefizit der EU zwar verständlich (z. B. Cerutti 2008; Fuchs 2011), 
wirft aber gleichzeitig einige Probleme auf. Zum einen ist das Konzept selbst äußerst 
vielschichtig und umfasst unterschiedliche Kollektivbezüge (EU versus Europa), 
Arten von Zugehörigkeitsgefühlen (Selbstbeschreibung versus Identifikation) sowie 
Bezugspunkte von Gemeinschaft (geographisch, kulturell oder politisch) (vgl. Cram 
2012; Fuß und Grosser 2006; Risse 2004). Eine Gleichsetzung von europäischer 
Identität mit EU-Unterstützung ist vor diesem Hintergrund problematisch (Bücker 
2012). Zum anderen kann die Konzentration auf europäische Zugehörigkeitsgefühle 
dazu führen, dass die Bedeutung anderer Formen von EU-Unterstiitzung in den Hin- 
tergrund rückt. Beispielsweise betont Kaina (2009), dass erst das Vertrauen der Bür- 
ger in gemeinsam geteilte Institutionen „Vertrauen zwischen Fremden“ (Kaina 2009, 
S. 203) und damit die Entwicklung eines kollektiven Gemeinschaftsgefühls in gro- 
ßen Gemeinwesen ermögliche (grundlegend Lepsius 1995, 1997). Folgt man dieser 
Überlegung, erscheint das Vertrauen in die EU als eine zentrale Kategorie, die bei 
der Untersuchung von EU-Einstellungen auf jeden Fall berücksichtigt werden sollte. 

In den vergangenen Jahren hat sich die EU-Einstellungsforschung tatsächlich 
verstärkt der Analyse des Vertrauens der Menschen in die Europäische Union zuge- 
wandt, zumeist jedoch ohne das Vertrauenskonzept an sich weiter zu reflektieren. 3 
Anders sieht die Situation in der national orientierten politischen Einstellungsfor- 
schung aus. Hier gilt das politische Institutionenvertrauen als Teildimension politi- 



1 Im Gegensatz zu diffuser Unterstützung bezieht sich spezifische Unterstützung in Eastons Modell aus- 
schließlich auf die politischen Autoritäten (Easton 1965). 

2 Viele empirische Untersuchungen zur EU-Unterstützung verzichten ganz auf eine theoretische Diskus- 
sion des Konzepts (z. B. Anderson und Kaltenthaler 1996; Brinegar und Jolly 2005; Eichenberg und Dal- 
ton 1993; Garry und Tilley 2009; Maier et al. 2012), was u. a. zur Folge hat, dass die Operationalisierung 
von EU-Einstellungen eher willkürlich und teilweise widersprüchlich erfolgt. So wird beispielsweise die 
Beurteilung der EU-Mitgliedschaft des eigenen Landes sowohl als Indikator für spezifische als auch für 
diffuse EU-Unterstützung herangezogen (Scheuer 2005). Auch in der aktuellen EU- Vertrauensforschung 
fehlt überwiegend eine theoretische Einordnung des Vertrauenskonzepts, die über dessen bloße Klassifi- 
zierung als „diffuse Unterstützungsform“ hinausgeht (z. B. Anningeon und Ceka 2013; Harteveld et al. 
2013; Munoz et al. 2011). 

3 Die Verwendung von EU-Vertrauen als eigenständiger Indikator für EU-Unterstützung wird auch durch 
neuere empirische Untersuchungen gestützt. So zeigen Fuchs et al. (2009), dass das Vertrauen in die 
EU und ihre einzelnen Institutionen neben Identifikationsgefühlen, der Bewertung der Leistungen der 
EU sowie der allgemeinen Beurteilung der EU und deren Prinzipien einen eigenständigen Faktor bildet. 
Weßels (2007) kommt zu vergleichbaren Ergebnissen (aber siehe Boomgaarden et al. 2011). 
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scher Unterstützung seit langem als für die Stabilität von demokratischen politischen 
Systemen und für effektives Regierungshandeln unentbehrlich (z. B. Gamson 1968; 
Mishler und Rose 1999). Dabei wird das Vertrauen in die Institutionen politischer 
Systeme seit einiger Zeit nicht mehr - wie noch von Easton angenommen - als rein 
diffuse Form der politischen Unterstützung konzeptualisiert. Bereits Easton selbst 
(1975) weist daraufhin, dass politisches Vertrauen, im Unterschied zur kurzfristi- 
gen Ergebnisbewertung der spezifischen Unterstützung, u. a. aus einer generalisier- 
ten Zufriedenheit mit den Outputs des politischen Systems resultieren könne. Ohne 
diese Annahme selbst zu bestreiten, merken viele Autoren an, dass durch sie die 
eindeutige Trennung zwischen spezifischer und diffuser Unterstützung obsolet wird 
(z. B. Fuchs 1989; Westle 1989). Aus diesem Grund bietet es sich an, die Dichotomie 
beider Unterstützungsformen durch ein Kontinuum zu ersetzen, auf dem politisches 
Vertrauen aufgrund seiner Abhängigkeit von Leistungsbewertungen häufig stärker 
dem spezifischen als dem diffusen Ende zugeordnet wird (z. B. Fuchs 1999; Norris 

2011) . Die Vermutung, dass politisches Vertrauen sowohl diffuse als auch spezifi- 
sche Elemente umfasst, wird auch durch empirische Untersuchungen bestätigt (z. B. 
Brunner und Walz 2000; Kleiner 2008; Norris 2011). Entsprechend wird politisches 
Vertrauen als Mischform von diffuser und spezifischer Unterstützung verstanden und 
kann definiert werden als „(...) die Überzeugung, dass das Flandeln der Regierenden 
und der politischen Institutionen den Interessen der Regierten selbst dann entspricht, 
wenn diese darauf verzichten, die Entscheidungsträger durch permanenten Druck zu 
responsivem Flandeln zu zwingen. Dies schließt die Erwartung ein, dass sich die poli- 
tischen Akteure im Allgemeinen fair, gerecht, unparteiisch und gemeinwohlorientiert 
verhalten und ihr Handeln im Normalfall an gesellschaftlich akzeptierten normativen 
Standards ausrichten.“ (Gabriel 1999, S. 202). 

Übertragen auf die europäische Ebene definieren wir Vertrauen in die Europäische 
Union entsprechend als Glauben daran, dass die politischen Akteure und Institutio- 
nen der EU selbst ohne permanente Kontrolle durch ihre Bürger in deren Interesse 
handeln. Dabei werden vom EU-Vertrauen (wie auch von nationalem politischem 
Vertrauen) positive Folgen für das politische System erwartet: Es soll den politisch 
Verantwortlichen einen gewissen Handlungsspielraum ermöglichen, die Stabilität 
der Union erhöhen sowie die Qualität ihrer Funktionsweise verbessern (McLaren 

2012) . Da umgekehrt auch ein ausreichendes Maß an Wachsamkeit und Misstrauen 
gegenüber den politisch Handelnden für den Erhalt gerade von demokratischen Sys- 
temen wichtig ist, bisher aber noch keine (empirisch prüfbare) Theorie über das sys- 
temfunktionale Niveau von Vertrauen entwickelt wurde (Gabriel und Kunz 2002, 
S. 255), kann keine seriöse Aussage darüber getroffen werden, welches Ausmaß an 
EU-Vertrauen letztlich wünschenswert ist. Es darf jedoch davon ausgegangen wer- 
den, dass ein weitverbreiteter Mangel an politischem Vertrauen auf Dauer die Stabili- 
tät der Union gefährden kann. 



3 Quellen von EU-Vertrauen 

Um die Ursachen von Vertrauen in die Europäische Union zu klären, kann man 
sowohl auf Ansätze aus der EU-Einstellungsforschung als auch der national orien- 
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tierten politischen Vertrauensforschung zurückgreifen (Kleiner und Bücker 2014). 
Dabei geht der institutionalistische Ansatz der Vertrauensforschung ähnlich wie Eas- 
ton davon aus, dass die Bürger aufgrund rationaler Erwägungen denjenigen poli- 
tischen Institutionen und Autoritäten vertrauen, die ihre Erwartungen erfüllen und 
die gewünschten Leistungen bereitstellen. Vertreter dieses Ansatzes nehmen an, dass 
sich die Performanzzuschreibungen auf ökonomische oder politische Leistungen 
beziehen können, die entweder objektiv gegeben sind oder subjektiv wahrgenommen 
werden (z. B. Miller und Listhaug 1999; van der Meer und Dekker 2011). Vergleich- 
bar argumentiert der utilitaristische Ansatz aus der EU-Einstellungsforschung, der 
davon ausgeht, dass die Bürger die EU vor allem aufgrund des (wahrgenommenen) 
Nutzens für sie persönlich beziehungsweise für ihr Land beurteilen (z. B. Eichenberg 
und Dalton 2007; Gabel 2001; Lubbers und Scheepers 2010). 

Die EU- Vertrauensforschung hat dieses Erklärungsmodell aufgegriffen und empi- 
risch überprüft. Die Ergebnisse zeigen, dass positive Beurteilungen der von der EU 
erbrachten Leistungen tatsächlich das Vertrauen der Menschen in sie erhöhen (z. B. 
Armingeon und Ceka 2013; Harteveld et al. 2013; Torcal et al. 2012). Objektive 
Leistungen, wie die finanzielle Unterstützung von Mitgliedsstaaten über die Struktur- 
und Kohäsionsfonds, spielen demgegenüber für die Generierung von EU-Vertrauen 
eine weitaus geringere Rolle (Armingeon und Ceka 2013; Munoz et al. 2011). Diese 
Ergebnisse entsprechen denen der national orientierten Vertrauensforschung und 
bestätigen theoretische Überlegungen, wonach objektive Systemleistungen für das 
politische Vertrauen vor allem vermittelt über subjektive Wahrnehmungen relevant 
werden (van der Meer und Dekker 2011). 

Performanzansätze gehen (meist implizit) davon aus, dass die Bürger die Leistun- 
gen des politischen Systems bewusst wahrnehmen und diese dem System bzw. des- 
sen politischen Akteuren und Institutionen auch zuordnen. Während diese Annahme 
für nationale politische Systeme mit ihren Mediendiskursen und der daraus resultie- 
renden Öffentlichkeit relativ unproblematisch ist, kann sie für die Europäische Union 
angesichts der lange Zeit vorherrschenden Zweitrangigkeit von europapolitischen 
Themen nicht unhinterfragt vorausgesetzt werden (Risse 2010). Wenn allerdings eine 
grundlegende Informations- und Wissensbasis über die Union und deren politisches 
Handeln fehlt, stellt sich die Frage, inwiefern eine rationale Abwägung der ökono- 
mischen und politischen Kosten und Nutzen der europäischen Integration überhaupt 
möglich ist: „(H)ow can mass publics be simultaneously ignorant about integration 
and act in a self-interested rational fashion when it comes to economic benefits to be 
secured from the integration process?“ (Anderson 1998, S. 573). 

An dieser Stelle setzt der sogenannte Cueing-Ansatz der EU-Einstellungsforschung 
an (zusammenfassend Hooghe und Marks 2005). Dieser Ansatz, der seine Wurzeln in 
der Sozialpsychologie hat und erstmals von Anderson (1998) 4 auf die Erklärung von 
EU-Einstellungen angewendet wurde, geht davon aus, dass eine gründliche Abwä- 
gung der unterschiedlichen Vor- und Nachteile der EU als Basis ihrer Beurteilung 
für die meisten Menschen viel zu aufwendig und angesichts ihres häufig geringen 
Interesses an der Union eher unwahrscheinlich sei. Stattdessen würden die Bürger 



4 Anderson verwendet den Begriff „proxies“ und grenzt diesen von verwandten Konzepten wie Heuristiken 
bzw. „shortcuts“ ab. 
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sogenannte „Hinweise“ oder „Cues“ aus ihrem nationalen politischen Umfeld ver- 
wenden, um sich eine Meinung über die EU zu bilden. „Cues“ können dabei von poli- 
tischen Parteien übernommen oder aus allgemeinen politischen Ideologien abgeleitet 
werden (Hooghe und Marks 2005). Darüber hinaus können die Menschen ihre Ein- 
stellungen zum nationalen politischen System auf die europäische Ebene übertragen, 
wie beispielsweise die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem 
Land oder die Zustimmung zu den regierenden Parteien (z. B. Anderson 1998; Rohr- 
schneider 2002). Die genaue Art der Verbindung zwischen nationalen und EU-Einstel- 
lungen bleibt jedoch umstritten: Während Anderson (1998) eine positive Beziehung 
annimmt, weisen andere Autoren daraufhin, dass nationale und europäische politische 
Unterstützung auch negativ miteinander Zusammenhängen können. Zum einen kann 
die Unzufriedenheit mit dem nationalen System die Hoffnung auf Verbesserungen 
durch die EU stärken; zum anderen ist es möglich, dass eine starke Befürwortung der 
nationalen Strukturen die Ablehnung einer Einflussnahme seitens der EU begünstigt 
(Kritzinger 2003; ähnlich Sänchez-Cuenca 2000; Rohrschneider 2002). 

Der Cueing- Ansatz spielt in der EU- Vertrauensforschung eine wichtige Rolle. Ins- 
besondere der Einfluss von nationalem politischem Vertrauen auf das Vertrauen der 
Menschen in die Union erweist sich in den vorliegenden empirischen Untersuchun- 
gen regelmäßig mit großem Abstand als einflussreichste Quelle von EU-Vertrauen. 
(Armingeon und Ceka 2013; Harteveld et al. 2013; Munoz et al. 2011; Torcal et al. 
2012). Darüber hinaus scheint in Bezug auf politisches Vertrauen auch das Verhältnis 
zwischen nationaler und europäischer Ebene geklärt. Alle Studien weisen überein- 
stimmend eine positive Beziehung zwischen nationalem und EU-Vertrauen auf Indi- 
vidualebene nach und bestätigen damit die Wirksamkeit des „Kongruenzmodells“ 
(Munoz et al. 2011), während Munoz et al. (2011) zusätzlich auf der Makroebene 
einen negativen Zusammenhang zwischen beiden Vertrauensarten und damit die Gül- 
tigkeit des „Kompensationsmodells“ zeigen. 5 

Insgesamt deuten sowohl theoretische Überlegungen als auch empirische Ergeb- 
nisse daraufhin, dass erstens direkte Bewertungen der von der EU erbrachten Leis- 
tungen und zweitens indirekte nationale Cues wichtige Quellen des EU-Vertrauens 
darstellen, wobei letztere nach bisherigem Wissensstand den deutlich größeren 
Einfluss ausüben. Dabei darf nicht vergessen werden, dass der hier angenommene 
kausale Zusammenhang zwischen Performanzbewertungen bzw. nationalen „Hin- 
weisen“ einerseits und dem daraus resultierenden EU-Vertrauen andererseits zwar 
theoretisch plausibel ist, aufgrund der ausschließlichen Verwendung von Quer- 
schnittsdaten empirisch bislang jedoch nicht eindeutig nachgewiesen werden kann. 
Denkbar wäre auch eine umgekehrte Beziehung, in der das allgemeine EU-Vertrauen 
die Beurteilung konkreter EU-Performanzen bzw. das nationale Vertrauen beein- 
flusst. Sollten diese kausalen Zusammenhänge gültig sein, müsste allerdings schlüs- 
sig geklärt werden, woher das Vertrauen in die EU als Ursache für andere politische 
Einstellungen stammt. In der Literatur werden als alternative Quelle politischen 
Vertrauens vor allem Sozialisationserfahrungen genannt (Almond und Verba 1963; 



5 Die Autoren erklären diesen negativen Zusammenhang damit, dass großes nationales Vertrauen auf der 
Makroebene einen hohen „Vertrauensstandard“ etabliere, an dem sich die EU messen lassen müsse und der 
zu geringeren Vertrauenswerten in die Union führe. 
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Easton 1965, 1975). Diese Überlegung ist aber in Bezug auf die EU wenig über- 
zeugend, die im Lebensalltag der Bürger immer noch deutlich weniger präsent ist als 
nationale Akteure bzw. nationale politische Symbole und Rituale. Der Einfluss von 
Performanzbewertungen auf EU-Vertrauen scheint im Vergleich dazu plausibler, da 
die ökonomischen und politischen Errungenschaften und Defizite der EU seit den 
1990er Jahren in den öffentlichen Diskursen verstärkt thematisiert werden und somit 
eine mögliche Basis zur Einschätzung der Vertrauenswürdigkeit der Union liefern 
(Risse 2010). Ebenso ist ein Einfluss von europäischem auf nationales Vertrauen nur 
wenig schlüssig, weil davon ausgegangen werden muss, dass das nationale politische 
System für die meisten Menschen immer noch bedeutsamer und leichter zugänglich 
ist als die EU und somit eher als „Cue-Geber“ fungieren kann als letztere. 6 

Schwerer wiegt ein zweiter Einwand gegen den Cueing-Mechanismus, der postu- 
liert, dass sowohl nationales als auch europäisches politisches Vertrauen auf ein all- 
gemeines „Vertrauenssyndrom“ zurückzuführen seien und daher keine bzw. nur eine 
eingeschränkte Übertragung von einer politischen Ebene auf die andere stattfände 
(z. B. Harteveld et al. 2013; Munoz et al. 2011). Ähnlich argumentieren Kritiker, 
die davon ausgehen, dass politisches Vertrauen allgemein mit sozialem Vertrauen, 
also mit dem Vertrauen einer Person in ihre Mitmenschen, Zusammenhänge und mit 
diesem ein gemeinsames Persönlichkeitsmerkmal bilde - was ebenfalls dafür sprä- 
che, dass der Cueing-Mechanismus weniger einflussreich wäre als häufig angenom- 
men (Luhmann 1988; Uslaner 2002). Diese Überlegungen sind theoretisch plausibel, 
müssen jedoch empirisch überprüft werden. Die vorliegenden Ergebnisse zur Rolle 
von sozialem Vertrauen deuten bislang daraufhin, dass dieses die Extrapolation von 
nationalem Vertrauen auf die EU nicht wesentlich beeinflusst. So zeigen die Analysen 
von Munoz et al. (2011) und Torcal et al. (2012), dass der Einfluss von nationalem auf 
EU-Vertrauen signifikant bleibt und alle übrigen Faktoren dominiert, während sozia- 
les Vertrauen selbst keinen substantiellen Erklärungsbeitrag leistet. Der mögliche 
Einfluss einer generellen Vertrauensdisposition wurde demgegenüber nur vereinzelt 
empirisch getestet (z. B. Kumlin 2009). Gleichwohl stützen die Ergebnisse ebenso 
wie die nachgewiesene Kontextabhängigkeit der Beziehung zwischen nationalem 
und europäischem Vertrauen die Annahme, dass diese Beziehung zumindest nicht 
ausschließlich auf allgemeines politisches Vertrauen zurückzuführen ist und dass der 
Cueing-Mechanismus tatsächlich wirkt (aber siehe Harteveld et al. 20 13). 7 

Vor diesem Hintergrund gehen wir davon aus, dass politisches Vertrauen mehr ist 
als ein generelles Persönlichkeitsmerkmal und dass EU-Vertrauen entsprechend auf 
mehr als einer individuellen Neigung beruht. Gemäß den theoretischen Ausführun- 
gen kann demnach angenommen werden, dass es sowohl aus einer positiven Beurtei- 
lung von EU-Leistungen als auch aus nationalen Heuristiken generiert werden kann. 
Auf Grundlage dieser Überlegungen formulieren wir folgende Hypothesen: 



6 Eine konträre Position vertreten Chiru und Gherghina (2012). Für eine empirische Überprüfung des 
kausalen Zusammenhangs zwischen nationalem und europäischem Vertrauen siehe Armingeon und Ceka 
(2013). 

7 Torcal et al. (2012) demonstrieren, dass die Stärke des Zusammenhangs zwischen nationalem und euro- 
päischem Vertrauen beispielsweise mit der Regierungsqualität eines Landes variiert. Ähnlich weisen 
Munoz et al. (2011) nach, dass auf der Makroebene nationales Vertrauen seinen Einfluss auf EU-Vertrauen 
verliert, wenn gleichzeitig das Ausmaß an nationaler Korruption berücksichtigt wird. 
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Hl: Personen, die der EU eine positive ökonomische oder politische Performanz 
zuschreiben, vertrauen der EU eher als Personen, die der EU diese Performanz 
nicht zuschreiben. 

H2: Personen, die ihrer nationalen Regierung und ihrem nationalen Parlament ver- 
trauen, vertrauen der EU eher als Personen, die dieses nationale politische Ver- 
trauen nicht zeigen. 

Neben Performanzzuschreibungen und Cueing-Mechanismus gibt es weitere Erklä- 
rungsansätze, die auf die Entstehung von EU-Vertrauen angewendet werden können. 
So hebt das sogenannte kulturalistische Erklärungsmodell der national orientierten 
Vertrauensforschung ähnlich wie der Cueing-Ansatz unter anderem die Bedeutung 
von politischen Ideologien hervor (z. B. Rose und Mishler 20 11). 8 ln der EU-Ver- 
trauensforschung haben sich diese bislang allerdings nur in einzelnen Modellen als 
bedeutend herausgestellt, wobei eine „rechte“ Selbsteinstufung mit größerem EU- 
Vertrauen einhergeht als eine „linke“ Selbsteinschätzung (Munoz et al. 2011; Torcal 
et al. 2012). Aus der EU-Einstellungsforschung stammt die kognitive Mobilisie- 
rungstheorie von Inglehart (1977), die annimmt, dass größeres politisches Interesse 
und Wissen mit einer stärkeren EU-Unterstiitzung einhergehen. Ebenso wie die poli- 
tische Ideologie zeigen beide Faktoren nur vereinzelt Effekte auf das Unionsver- 
trauen, dann allerdings in erwarteter positiver Weise (Harteveld et al. 2013; Munoz et 
al. 2011; Torcal et al. 2012). Schließlich gilt die europäische Identität einer Person als 
entscheidende Quelle für ihre EU-Unterstiitzung (Hooghe und Marks 2005; McLaren 
2006), eine Annahme, die auch für das Vertrauen der Menschen in die Union bestätigt 
wird (Harteveld et al. 2013; Torcal et al. 2012). 

ln unseren empirischen Analysen berücksichtigen wir die ideologische Orientie- 
rung der Befragten sowie ihr politisches Interesse an der EU und ihr Zugehörigkeits- 
gefühl zur Union, auch wenn der kausale Zusammenhang zwischen europäischer 
Identität und EU-Vertrauen nicht eindeutig zu bestimmen ist (s. o.). Darüber hinaus 
berücksichtigen wir auch individuelle soziodemographische Merkmale wie den Bil- 
dungsstand der Befragten. Dies ist aus theoretischer Perspektive sinnvoll, da insbe- 
sondere der institutionalistische bzw. der utilitaristische Ansatz davon ausgeht, dass 
verschiedene Bevölkerungsgruppen in unterschiedlichem Maße von der EU profitie- 
ren und ihre Leistungen entsprechend unterschiedlich beurteilen. Folgerichtig sollten 
Personen mit einem formal höheren Bildungsstand die EU positiver beurteilen und 
ihr stärker vertrauen als Personen mit einer niedrigeren formalen Bildung (Gabel 
2001). Ein höherer Bildungsgrad sollte darüber hinaus auch die kognitive Mobilisie- 
rung einer Person stärken, was wiederum zu einer positiveren EU-Einstellung und 
möglicherweise zu stärkerem EU-Vertrauen führen sollte (Inglehart 1977). 



8 Dabei unterscheiden sich allerdings die angenommenen Wirkungsweisen beider Ansätze: Während der 
Cueing-Ansatz vor allem die heuristische Funktion von Wertvorstellungen und Ideologien angesichts des 
mangelnden Wissens der meisten Menschen über die EU betont, spielt dieser Aspekt in dem kulturalis- 
tischen Ansatz der Vertrauensforschung keine Rolle. Stattdessen wird davon ausgegangen, dass unter- 
schiedliche Wertesysteme zu unterschiedlichen Vertrauensnormen fuhren, die sich auf die Stärke von 
Vertrauen in verschiedene politische Akteure und Institutionen auswirken (Braithwaite 1998). 
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